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Angefangen hat es mit einem 
Bayern, ausgerechnet. Wie die 
meisten Unternehmer bekommt 
Tobias Bergmann jedes Jahr Post 
von seiner Handelskammer. Der 
Geschäftsführer einer Hambur-
ger Beratungsfirma soll seinen 
Kammerbeitrag zahlen, in sei-
nem Fall immerhin eine fünf-
stellige Summe.
„Ich habe mich immer gefragt: 
Was habe ich eigentlich davon?“, 
erzählt Bergmann mit seinem 
bayerischen Akzent, den er im 
Norden nie verloren hat. Als sich 
die Industrie- und Handelskam-
mern im Streit um den Mindest-
lohn einschalteten und im Na-
men aller Unternehmer gegen 
dessen Einführung argumen-
tierten, wurde es ihm zu viel. 
Der Unternehmer Bergmann 
ist für den Mindestlohn.
Vor vier Jahren ließ er sich 

in das Plenum der Hamburger 
Handelskammer wählen, dort 
werden die Richtlinien der Kam-
merarbeit bestimmt. Im letzten 
Jahr folgten ihm elf seiner Mit-
streiter, inzwischen organisiert 
im Bündnis „Die Kammer sind 
wir“. Jetzt sitzt ein rebellisches 
Dutzend in einer der mächtigs-
ten Institutionen der Hanse-
stadt und zettelt eine kleine Re-
volution an: mehr Transparenz, 
mehr Demokratie, weniger Fi-
nanzkraft. Immerhin belaufen 
sich die Rücklagen der Handels-
kammer derzeit auf fast 50 Mil-
lionen Euro.
Doch nicht nur in Ham-

burg, auch anderswo im Nor-
den wächst der Widerstand – 
oftmals vor Gericht: In Bremen 
klagt ein Spediteur gegen die 
Höhe des Kammerbeitrags. Vor 
den Verwaltungsgerichten in 
Schleswig und Hannover lau-
fen derzeit Klagen gegen die 
Vermögensbildungen der ört-
lichen Industrie- und Handels-
kammern. In Hildesheim hat 
ein Tischler gegen die Praxis 
wettbewerbsfreier Wahlen in 
seiner Handwerkskammer ge-
klagt, wenn auch erfolglos. Die 
Prozessliste ließe sich durchaus 
verlängern.

Einfach Austreten geht nicht

Warum treten die Unzufrie-
denen nicht einfach aus ihren 
Kammern aus, anstatt zu kla-
gen? Weil es rechtlich unmög-
lich ist. In Deutschland sind die 
allermeisten Unternehmen per 
Gesetz zur Mitgliedschaft in ei-
ner der derzeit 80 regionalen 
Industrie- und Handelskam-
mern verpflichtet. Hinzu kom-
men über 50 Handwerkskam-
mern und die Kammern freier 
Berufe wie Anwälte und Ärzte. 
Den meisten Ärger würde es 
ohne die Pflichtmitgliedschaft 
inklusive Pflichtbeiträge wahr-
scheinlich gar nicht geben. 
Denn wer sich nicht aussuchen 
kann, Mitglied zu sein, fängt an, 
genauer hinzuschauen.
Bislang hat keines der höchs-

ten deutschen Gerichte am 
Kammerzwang gerüttelt. Jetzt 
liegt erneut eine Verfassungs-
beschwerde in Karlsruhe gegen 
das System vor. Die Beschwerde 

zahlen, die gegen meine politi-
sche Orientierung eine Kampa-
gne mit meinen Pflichtbeiträ-
gen gestartet hat.“ Zwar befür-
worten derzeit rund 69 Prozent 
der Mitgliedsunternehmen der 
Handelskammer Hamburg eine 
Olympiabewerbung der Stadt. 
Doch die Mehrheit sind eben 
nicht alle.
Ändern ließe sich das IHKG 

nur im Berliner Bundestag. So-
lange dies nicht geschieht, will 
Bergmann seine Handelskam-
mer weiter reformieren. Auch 
deshalb dürfte sein Blick ge-
spannt nach Karlsruhe gehen. 
Zweimal hat sich das Bundes-
verfassungsgericht bislang mit 
dem Thema befasst: Der erste 
Beschluss erging 1962, da war 
das IHKG gerade einmal sechs 
Jahre alt. Im Jahr 2001 ist eine 
Verfassungsbeschwerde zwar 
nicht zur Entscheidung ange-
nommen worden, doch die Rich-
terinnen und Richter haben sich 
für die Begründung der Ableh-
nung auffällig viel Mühe gege-
ben.

Eine Frage der Grundrechte

Dabei geht es vor allem um 
zwei Grundrechte: Artikel 9 des 
Grundgesetzes (GG) schützt die 
Freiheit, sich in Vereinen und 
Gesellschaften zusammenzu-
schließen. Die Norm wird aber 
auch so verstanden, einer Ver-
einigung gerade fernbleiben zu 
dürfen. Diese negative Vereini-
gungsfreiheit ist nach bisheri-
ger Meinung des Bundesver-
fassungsgerichts aber gar nicht 
berührt: Sie betrifft freiwillige 
private Vereinigungen, nicht die 
gesetzlich angeordnete Einglie-
derung in eine öffentlich-recht-
liche Körperschaft.
Prüfungsmaßstab für den 

Schutz gegen die Zwangsmit-
gliedschaft ist aus Karlsruher 
Sicht Artikel 2 Absatz 1 GG, die 
allgemeine Handlungsfreiheit. 
Die sei zwar tatsächlich betrof-
fen, der Eingriff aber gerecht-
fertigt: Denn nur, wenn die Ge-
werbetreibenden aller Bran-
chen und Betriebsgrößen in 
den Kammern vertreten seien, 
könne sich die Wirtschaft auch 
vernünftig selbstverwalten. Weil 
das System auf die Mitwirkung 
der betroffenen Pflichtmitglie-
der setze, gleichzeitig aber de-
ren passive Nichtbeteiligung er-
laube, sei die Handlungsfreiheit 
trotz Pflichtmitgliedschaft gesi-
chert.
In der Begründung des Ge-

richts steckt ein großes Aber: 
Die Änderung der wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen verlange 
vom Gesetzgeber „die ständige 
Prüfung, ob die Voraussetzun-
gen für eine öffentlich rechtli-
che Zwangskorporation noch 
bestehen“. Zu dem Zeitpunkt der 
Entscheidung wurde das IHKG 
das letzte Mal 1998 eingehend 
vom Bundestag diskutiert. Seit-
dem ist viel Zeit vergangen. Re-
bellen wie Bergmann sitzen in-
zwischen selbst in den Organen 
der Handelskammer. Rund 20 
Prozent der Mandate hat sein 
Bündnis bei der letzten Plen-
umswahl errungen.

KAMMERRECHT Die Mitgliedscha> in einer berufsständischen 
Kammer ist für Firmeninhaber PBicht. Doch die Kritik wächst: 
Unternehmer wie der Hamburger Handelskammer-Rebell Tobias 
Bergmann proben den Aufstand, andere ziehen vor Gericht. 
Werden sie es schaNen, das Kammersystem zu ändern?

ist zwar noch nicht zur Entschei-
dung angenommen, doch viele 
Kammergegner machen sich 
Hoffnungen: Schließlich hat das 
Gericht zahlreiche Verbände, 
den Bundestag und Ministe-
rien aufgefordert, eine Stellung-
nahme abzugeben. Das klingt 
nicht nach Abweisung.

Der Staat hält sich zurück

Dabei sind die Kammern eigent-
lich im Interesse der Kritiker: Als 
berufsständische Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts neh-
men sie die Selbstverwaltung 
der Wirtschaft wahr, zum Bei-
spiel indem sie Prüfungen in 
der Ausbildung abnehmen. Der 
Staat hält sich insoweit zurück 
und lässt die Unternehmen un-
ter seiner Aufsicht ihre Angele-
genheiten selbst regeln.
Nach dem ersten Paragrafen 

des Gesetzes zur vorläufigen Re-
gelung des Rechts der Industrie- 
und Handelskammern von 1956 
(IHKG) haben die Kammern 
die Aufgabe, „das Gesamtinter-
esse der ihnen zugehörigen Ge-
werbetreibenden ihres Bezirks 
wahrzunehmen, für die Förde-
rung der gewerblichen Wirt-
schaft zu wirken und dabei die 
wirtschaftlichen Interessen ein-
zelner Gewerbezweige oder Be-
triebe abwägend und ausglei-
chend zu berücksichtigen“. Und 
genau hier liegt das Problem.
Das Gesamtinteresse der Ge-

werbetreibenden ist nur eine 
Fiktion des Gesetzes: Wie schon 
beim Mindestlohn fand sich 
Unternehmensberater Berg-
mann bei den Themen Olym-
piabewerbung und Rückkauf 
der Hamburger Energienetze 
in Opposition zur eigenen Han-
delskammer: „Plötzlich musste 
ich eine Lobbyorganisation 

Erfahrungen mit der  
Hamburger Han-
delskammer
„Plötzlich musste 
ich eine Lobbyorga-
nisation zahlen, die 
gegen meine politi-
sche Orientierung 
eine Kampagne mit 
meinen P@ichtbei-
trägen gestartet 
hat“
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